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Abkürzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
IV Invalidenversicherung
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
AI Assurance-invalidité
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

In der Wintersession 2020 nahm sich der Nationalrat als Zweitrat der Änderung des
AHV-Gesetzes an, mit der den Behörden die systematische Verwendung der AHV-
Nummer als Personenidentifikator erlaubt werden sollte. Die Grüne Fraktion
beantragte die Rückweisung des Geschäfts an den Bundesrat, damit dieser statt der
systematischen Erlaubnis zur Verwendung der AHV-Nummer die systematische
Erlaubnis zur Verwendung einer nicht zurückrechenbaren Personennummer auf Basis
der AHV-Nummer ins Auge fassen solle. Werde aus der AHV-Nummer zuerst eine
registerspezifische, andere einmalige Nummer berechnet, aus der es jedoch umgekehrt
nicht möglich ist, die AHV-Nummer zurückzurechnen, werde die unerlaubte
Verknüpfung verschiedener Registerdaten zusätzlich erschwert und damit der
Datenschutz besser gewahrt, begründete Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH) das
Anliegen seiner Fraktion. Den Mehraufwand für die registerspezifischen
Identifikationsnummern erachtete eine breite Ratsmehrheit im Vergleich zum
Sicherheitsgewinn – schliesslich habe nicht einmal der EDÖB etwas gegen die geplante
systematische Verwendung der AHV-Nummer einzuwenden gehabt, so SP-
Fraktionssprecher Cédric Wermuth (sp, AG) – jedoch als nicht verhältnismässig, wie es
GLP-Fraktionssprecherin Corina Gredig (glp, ZH) zusammenfasste, und lehnte die
Rückweisung mit 144 zu 37 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Ebenso erfolglos blieben
zwei Minderheitsanträge Barrile (sp, ZH), die beabsichtigten, den Kreis der zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer berechtigten Stellen weiter
einzuschränken als vom Bundesrat vorgesehen. Demgegenüber stimmte die grosse
Kammer einem Einzelantrag Romano (cvp, TI) mit 160 zu 20 Stimmen bei 2 Enthaltungen
zu und übernahm damit die vom Ständerat eingefügte Erweiterung der Befugnis zur
systematischen Verwendung der AHV-Nummer auf tripartite Kommissionen, die die
Einhaltung von allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen kontrollieren. Die
vorberatende SPK-NR hatte auf diese Ergänzung verzichten und dem Bundesrat folgen
wollen, weil sie befürchtete, diese Ausnahme vom Grundsatz, dass die Verwendung der
AHV-Nummer staatlichen Akteuren vorbehalten ist, könnte auch bei anderen Privaten
Begehrlichkeiten wecken. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die somit
differenzbereinigte Vorlage mit 145 zu 38 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Nebst den
geschlossenen Grünen lehnte auch ein Teil der SVP-Fraktion den Entwurf ab. Zudem
schrieb die Volkskammer das Postulat 17.3968 betreffend ein Sicherheitskonzept für
Personenidentifikatoren stillschweigend ab. In der Schlussabstimmung hiess der
Nationalrat das Gesetz mit 148 zu 44 Stimmen bei 2 Enthaltungen gut, während die
Ständekammer dem Entwurf mit 39 zu 3 Stimmen zustimmte. 1
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Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Tunesien. Philipp Nantermod (fdp, VS),
Kommissionssprecher der SGK-NR, erklärte der grossen Kammer, dass es im Abkommen
um die Koordinierung der Systeme der AHV und der IV gehe. Man wolle damit einerseits
Doppelversicherungen und andererseits Beitragslücken vermeiden. Die zusätzlichen
Kosten für die AHV würden sich bis in 60 Jahren auf ungefähr CHF 2.7 Mio. belaufen,
jedoch erwarte man erhebliche Einsparungen bei den Ergänzungsleistungen sowie bei
den Zuschüssen zur Krankenversicherung und der Sozialhilfe. Seine
Kommissionskollegin Yvonne Feri (sp, AG) fügte an, dass die Schweiz den Dialog mit
Tunesien, trotz des unsicheren politischen Umfelds, aufrecht erhalte und damit den
demokratischen Übergangsprozess und die wirtschaftliche Entwicklung unterstütze.
Damit griff sie einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) vor, der Nichteintreten
forderte. Nationalrat Glarner begründete diesen Antrag mit der Lage in Tunesien, die
von Korruption, Destabilisierung, islamischer Radikalisierung, Folter und
Gewaltanwendung geprägt sei. Zudem werde Homosexualität gesetzlich unter Strafe
gestellt, monierte er. Glarner brachte sein Unverständnis darüber zum Ausdruck, dass
man mit einem Land ein Sozialversicherungsabkommen abschliessen wolle, gleichzeitig
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aber die Rückführung abgelehnter Asylbewerber aufgrund der dort vorherrschenden
Umstände nicht durchführen könne. Er verwies in seinen Ausführungen auch auf eine
Aussage seines SPK-NR-Kollegen Barrile (sp, ZH), wonach ehemalige tunesische
Parlamentsmitglieder willkürlich verhaftet und verurteilt würden. Besagter Barrile warf
Glarner daraufhin vor, das Kommissionsgeheimnis verletzt zu haben. Bundesrat Berset
erinnerte die grosse Kammer daran, dass das Abkommen dem Vorteil der Bevölkerung
beider Staaten gereiche. Der Minderheitsantrag würde somit primär Probleme für
tausende tunesische Arbeitnehmende in der Schweiz und Schweizer Arbeitnehmende
in Tunesien bedeuten. Er bat den Nationalrat daher, das Abkommen zu genehmigen.
Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde mit 132 zu 54 Stimmen gegen den
Widerstand der geschlossen auftretenden SVP abgelehnt. Auch bei der
Gesamtabstimmung unterlag die SVP. Der Bundesbeschluss wurde mit 134 zu 54
Stimmen angenommen. 

Die SVP wehrte sich auch in den darauf folgenden Schlussabstimmungen erfolglos
gegen das Abkommen, das mit 140 zu 51 Stimmen im Nationalrat und im Ständerat mit
38 zu 3 Stimmen problemlos angenommen wurde. 2

1) AB NR, 2020, S. 2345 ff.; AB NR, 2020, S. 2728; AB SR, 2020, S. 1437; BBl, 2020, S. 9951 ff.
2) AB NR, 2022, S. 23 ff.; AB NR, 2022, S. 625; AB SR, 2022, S. 252; Medienmitteilung SGK-NR vom 4.2.22
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